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Einfluß der Gewiſſensfretheit auf die Amlagen zu 
Cultuszwecken. 


Wir theilen hier eine Entſcheldung des badifchen Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes aus der „Zeitſchriſt für badiſche Verwaltung und Ver⸗ 
waltungs⸗ Rechtspflege“ mit, deren allgemeiner Juhalt auf ähnliche 
Verhälkniſſe bei uns einſchlägt. Es ift gar nicht nothwendig zur Sue 
ſtrirung der Anwendbarkeit ein Eitat aus unſeren Geſetzen dem Falle 
anhängen: 

„Die iſraelitiſche Gemeinde Karlsruhe hatte vor langerer Zeit 
den Beſchluß zur Erbauung einer neuen Synagoge geſaßt, wozu nun 
geſchritten werden foll. Eine Anzahl bisheriger Mitglieder der Ge⸗ 
meinde glaubt gewiß zu ſein, daß bei dieſem Anlaß auch eine Reform 
des Cultus in's Werk geſetzt werde, wie dies in anderen Städten be⸗ 
reits geſchehen. Um dieſen Neuerungen zu entgehen, die ſie mit ihrer 
religiöfen Ueberzeugung nicht zu vereinbaren vermögen, liefen B. H. 
Wormſer und 25 andere iſraelitiſche Bürger durch Vermittlung eines 
Nokars dem Synagogenrathe eine ſchriftliche Erklärung vom 11. Jän⸗ 
ner 1869 überreichen, worin fie ihm anzeigen, „daß fie unterm Heu⸗ 
tigen aus der hleſitgen iſraelftiſchen Gemeinde austreten, indem fie 
eine beſondere Religionsgenoſſenſchaft gegründet.“ Zagleich fügten die⸗ 
ſelben bei, daß ſte ſich in Folge deſſen auch aller Beitragspflicht ge⸗ 
genüber der hieſigen Gemeinde enthoben erachten. 

In einer Eingabe an das Gr. Stadtamt vom 18. Jänner 1869 
wird der Austritt unter näherer Mativirung auch dieſem angezeigt. 
Es wird hierin bemerkt: „daß fie an dem beabfichtigten neuen Cultus 
keinen Theil nehmen könnten, daher ſelbſt und allein für ihren eige⸗ 
nen Eultus ſorgen wollten, und zu dieſem Zwecke gemäß §. 3 des 
Geſetzes von 1860 eine eigene Religionsgenoſſenſchaft bildeten.“ Die 
gleiche Anzeige erfolgte auch an das Miniſterium des Innern, welches 
hierauf mit Erlaß vom 8. Februar 1869 keinen Anlaß zu einer Ver⸗ 
fügung zu haben ausſprach. 


Gleichwohl glaubte die iſraelitiſche Gemeindeverwaltung, B. 1. 
Wormfer und Genoſfen noch als Mitglieder der ifraelitiſchen Gemeinde 
behandeln und ihnen deshalb die ordnungsmäßigen Gemein deumlagen, 
in Anforderung bringen zu müſſen. Ju dem hierüber entſponnenen 
Verwaltungsrechtsſtreite, der in erſter Inſtanz zu Gunſten der klogen⸗ 
den Gemeinde entſchieden wurde, erklärten die Beklagten in zweiter 
Inſtauz auf eine Vorverſügung des Verwaltungsgerichtshofes: „daß 
fie nicht nur aus dem ortlichen Gemeindeverbande der hiefigen iſraeli⸗ 
tiſchen Gemeinde austreten, ſondern aus dem Geſaumtverbande der! 
conſiſtutrten und organtſirten Judenſchaft des Großherzogthums aus⸗ 
ſcheiden und ſich als eine beſondere orthodoxe iſraelitiſche Neligionde 
gemeinschaft zu conſtituiren Willens find, was fie auch dem ifrueliti⸗ 
ſchen Oberrath ſchon angezeigt hatten,“ 

Mit Erkenntniß vom 21. December 1869, Nr. 1700, wies hierauf 
der Verwaktungsgerichtshof die Klage der iſraelitiſchen Gemeinde auf 
Zahlung von Beiträgen zu den Bedürfniſſen derſelben als unbegrün⸗ 
det ab und zwar aus ſolgenden Gründen: 

Die Beklagten ſtelten die Schuldigleit zur Zahlung der von der 
iſraelitiſchen Religlonsgemeinde Karlsruhe geforderten Umlagen darum 
in Abrede, weil ſie ihren Austritt aus der Gemeinde förmlich 
erklärt und darum aufgehört hätten, deren Mitglieder zu ſein; die 
Gemeinde dagegen hält die von den Beklagten der Erklärung ihres 
Austrittes beigelegte Rechtsfolge bezüglich ihrer bisherigen Umlage⸗ 
pflicht für geſetzlich nicht ſtatthaft. 

Da gewiß ift, daß ein Iſraellte, welcher aufhört Mitglied einer 
iſraelltiſchen Gemeinde zu fein, auch aufhört zu deren Ausgaben bei⸗ 
tragspflichtig zu ſein, fo ift für die Entſcheldung des vorliegenden 
Streites zunächſt die Beantwortung der Rechtefrage maßgebend, ob 
und wie weit ein Iſraelite, nicht etwa durch Wegzug, Answande⸗ 
rung u. ſ. w., ſondern lediglich ſchon durch feine ausdrückliche Wil 
lenserklärung, einer iſraelitiſchen Gemeinde nicht mehr angehören 
zu wollen, fein Verhältniß zu derſelben zu löſen geſetzlich im 
Stande iſt. 

Die Judenſchaft des Großherzogthums bildet einen kouſtitutions⸗ 
mäßig aufgenommenen Religtonstheil des Landes, der gleich den 
übrigen unter feinem eigenen Kirchenregiment ſteht. Derſelbe 
gliedert ſich wieder in eigene kirchliche Gemeinden. (Ediet vom 
13. Jänner 1809, Reglerungsblatt Nr. VI, Ziff. 1 und 2.) 

Es iſt ſomit klar, daß die der Judenſchaft des Großherzogthums 
zukommende Organiſation nur die Verwaltung und Pflege ihrer reli⸗ 
gibs kirchlichen Angelegenheiten zum Gegenſtand haben kann, wie 
dies denn auch aus den einzelnen Beſſimmungen jenes Edliets und 
aller späteren hierauf bezüglichen Staatsverordnungen unzweifelhaft 
hervorgeht. Wenn der Judenſchaft hiebei auch noch die Verſorgung 
ihrer Armen auferlegt wurde (Ediet Ziffer IX), fo iſt dieſer Umſtand 
in ſo fern nicht geeignet, den rein kirchlichen Charakter ihrer 
Verbindung zu ändern, als in früherer Zeit überhaupt die Armen⸗ 
pflege als anhängende Verbindlichkeit der kirchlichen Gemeinſchaft Bes 
handelt wurde, und zudem die neuefie Geſetzbung dieſen Gegenſtand 
der öffentlichen Verwaltung auch bezüglich der Juden vom Jahre 1872 
an zur Aufgabe des allgemein ſtaatlichen Verbandes macht (Geſeßz vom 
4. October 1862, die bürgerliche Gleichstellung der Ofraeliten betr., 
Regbl. Nr. 48). 


Es iſt uicht nöthig hier zu unterſuchen, ob nicht früher die Juden 
des Großherzogthums als ſolche, im Hinblick auf ihre damalige allge⸗ 
meine ſtaatsrechtliche Stellung, etwa rechtlich geuöthigt waren, 
der vom Staate organifirten Judenſchaft organifationsmäßig als Glieder 
anzugehören. Jedenfalls iſt ſelt der Wirkſamkeit der Verfaffungsurkunde 
für das Großherzogthum vom 22. Auguſt 1818 gewiß, daß gemäß 
deren 8. 18 „jeder Landeseinwohner der ungeſtörten Gewiſſens⸗ 
freiheit und in Anſehung der Art feiner Goltverehrung des gleichen 
Schutzes genießt.“ Kraft dieſer Beſtimmung, welche wie ſchon früher, 
ſo jetzt um ſo mehr auch auf die Juden des Großherzogthums Au⸗ 
wendung findet, als die neueſte Geſetzgebung dieſe in allen politiſchen 
und bürgerlichen Beziehungen den chriſtlichen Staattaugehörigen gleich⸗ 
geſtellt hat, kann kein Badener rechtlich gezwungen werden, irgend 
einer religiös kirchlichen Gemeinſchaft anzugehören, der er anzugehören. 
ſelbſt nicht Willens iſt. An dieſem Recht der Gewiſfensfreiheit 
der Einzelnen hat das Geſetz über die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Stagte vom 9. October nicht nur 
nichts geändert, ſondern daſſelbe ſogar zum Rechte der kirchlichen 
Bekenutuüßfreiheit inſofern erweikert, als nunmehr auch die 
Bildung neuer religiöfer Verbindungen mit dem Rechte ge⸗ 
meinſamer Gottesverehrung frei geſtattet ift, die früher nur nach vor⸗ 
heriger Staatsgenehmigung Autafig war. 

Da nun die Judenſchaft des Großherzogthums im Ganzen, wie 
in ihren orgauſſchen Theilen, den Gemeinden, rein religiös kirchliche 
Zwecke verfolgt, jo unterliegt es keinem Zweifel, daß kein Jude iim 
Großherzogthum rechtlich gegen feinen erklärten Willen genöthigt werden 
kann, der im Lande beſtehenden allgemeinen lüdiſch⸗kirchlichen Ge: 
noſſenſchaft als Mitglied anzugehören. Ja der Ausſcheidende iſt nicht 
einmal Rede zu ſtehen verbunden, weich’ anderweite veligiöfe Stellung 
er unimehr einzunehmen gedenke, da geſetzlich feine ausgedrückte Willeus⸗ 
erklärung allein ſchon genügt, feine Verbindung mit der kirchlichen 
Geuoſſenſchoft, der er bisher zugethau war, zu löjen. 

Ungeachtet nun Herr B. H. Wormſer und Genoſſen der iſraeli⸗ 
tiſchen Gemeindeverwaltung Karſͤruhe ſchon unterm 11. anner 1869 
in ſolenner Weiſe erklärten, daß ſie „unterm Hentigen aus der hleſigen 
iſraelitiſchen Geineinde ausgetreten, indem fie eine beſondere Religions- 
genoſſenſchaſt gegründet“ und in ihrer Eingabe an das Gr. Stadtamt 
vom 18. Jänner 1869 unter näherer Motivirung ihres Schrittes 
unter Anderem bemerkten: „daß fie au dem (von der hiefigen Gemeinde) 
beabſichtigten neuen Cultus feinen Theil nehmen könnten, daher ſelbſt 
und allein für uhren eigenen forgen wollten, und zu dieſem Zwecke 
gemäß §. 3 des Geſetzes von 1860 eine eigene Religionsgenoſſenſchaft 
bildeten,“ fo glaubte dennoch der Unterrichter in Uebereinſtimmung mit 
der Auſchauung der Klägerin, die Beklagten fortan als Angehörige 
der iſraelitiſchen Gemeinde Karlsruhe rechtlich betrachten und behandeln 
zu muſſen, und zwar In Weſentlichen um deswillen, weil die Beklagten 
nur ihren Austritt aus der hieſigen Gemeinde, nicht aber auch 
aus der kirchlich conftituirten Judengenoſſenſchaft des Großherzogthums 
erklärt, ſie ſich folglich auch den über die lüͤdiſche Gemeindeaugehörig⸗ 
keit allgemein beſtehenden Beſtimmungen zu fügen hatten, und durch 
die Gründung eines Privatvereins innerhalb einer Ortsgemeinde 
ſich den allgemeinen öffentlich⸗rechtlichen Normen fur die Judenſchaſt 
des Großherzogthums nicht entziehen könnten. 

Wenn die Beklagten mit ihrer Erklärung vom 11. und 18. Jänner 
d. J. nur beabſichtigt hätten, allein der hieſigen Gemeinde nicht mehr 
anzugehören, ohue ſonſt ihre kirchliche Stellung zur organiſirten Juden⸗ 
ſchaft des Großherzogthums zu ändern, fo konnte allerdings mit Grund 
beanſtändet werden, ob jener Erklärung die gewünſchte Folge der Auf⸗ 
löſung ihres Verhältniſſes zur hieſigen ifraelitiſchen Gemeinde rechtlich 
einzuräumen wäre, da jeder Einzelne, fo lauge er dem öffentlich⸗recht⸗ 
lichen, nach Gemeinden gegliederten Ganzen angehört, ſich auch den 
allgemein geltenden Satzungen über die Geineindeangehörigkeit fügen 
muß, und dieſe das Aufgeben der ſpeciellen Augehörigkeit au eine 
iſraelitiſche Gemeinde mittelſt einfacher Willenserklärung ohne Hinzu 
tritt einer ſonſtigen mit der Fortdauer dieſes Verhältniſſes geſetzlich 
un verträglichen Thatſache, z. B. Auswanderung, Aufnahme in eine 
andere ifraelitiſche Gemeinde u. f. w. nicht kennen. 

Allein ſchon ans den beiden erſten Erklärungen der Beklagten 
und ihrer Motivirung geht mit Deutlichkeit deren Abficht hervor, aus 
der hieſigen iſraelitiſchen Gemeinde auszutreken, um eine eigene, 
alfa neben der bereits im Lande vorhandenen jüdiſchen Kirche beſtehende, 
neue Religionsgenoſſeuſchaft zur gemeinſamen Gottesverehrung nach 
ihrer Art zu bilden, indem fie ſich ſonſt nicht auf 8. 3 des Geſetzes 
vom 9. October 1860 hätten berufen können, der nicht von Vereinen 
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innerhalb einer beſtehenden Kirche, ſondern offenbar nur von der 
Bildung religiöſer Vereine neben und außer den (damals) bereits 
vorhandenen und ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinden handelt. 
Jummerhin aber mußte jeder Zweifel am dem Sinne jener Erklärung 
der Kläger ſchwinden, als dieſelben auf die diesſeitige Auſſorderung 
vom 13. October 1869, Nr. 1383, mit Erklärung vom 4. November 
1869, die Erläuterung gaben, daß fie nicht allein ans der hieſigen 
iſrgelitiſchen Gemeinde, ſondern aus dem organiſirten Geſammktverbalde 
der Juden des Großherzogthums überhaupt auszuſcheiden Willens ſeien, 
um ſich als eigene Religiousgeſellſchaft zu conſtitulren, was fie auch 
ihrer bisherigen kirchlichen Oberbehörde zur Anzeige gebracht hätten. 

Iſt hiernach gewiß, daß die Beklagten ſich nicht mehr an der 
jüdiſchen Religionsgeuoſſenſchaft, ſowie fie dermalen im Lande beſteht, 
betheiligen wollen, fo würde jeder Zwang derſelben ihre bisherige 
Verbindung mit derſelben, insbefondere mit der iſraelitiſchen Gemeinde 
dahier, dennoch fortzuſetzen, eine Verletzung der ihnen wie jedem 
Badener verfaſſungsmäßig zugeſicherten perſönlichen Gewiſſensfreihelt 
enthalten und folglich als rechtswidrig erſcheinen. Als ein ſolch rechts⸗ 
widriger Zwang würde ſich aber auch die Nöthigung der Beklagten 
zur Fortleſſtung von Umlagen an die hieſige Gemeinde darſtellen, da 
dieſe Umlagen nichts anderes als eine pecuniäre Betheiligung an Ver⸗ 
folgung der kirchlichen Zwecke der Gemeinde enthalten, welche eben die 
Beklagten nicht mehr wollen und wozu fie rechtlich nicht gegen ihren 
Willen angehalten werden können. Die Bellagten hören ſomit über⸗ 
haupt auf, Mitglieder der hieſigen iſraelitiſchen Gemeinde und damit! 
auch fernerhin umlageyflichtig zu fein 

Die Frage, welche thatſächliche Folgen der Austritt der Bellag⸗ 
ten für die hieſige Gemeinde habe, welche religibs-kirchliche Stellung 
die Beklagten nachher einnehmen merden, ingbeſondere ob ihre neue 
veligiöfe Verbindung einen privaten oder öffentlichen Charakter habe 
und ob fie überhaupt noch als Funden zu gelten haben oder nicht, ſind 
für die Beurtheilung der rechtlichen Zuläffigfeit des Schrittes der 
Beklagten ohne allen Belang, da es ſich hierbei nur um Geltend⸗ 
machung der perſönlichen Gewiffensfreigeit handelt, und das Geſetz 
ſchlechthin nichts zuläßt, daß Jemand zur Betheſligung an einer religis⸗ 
kirchlichen Gemelnfchaft gegen ſeinen ausgeſprochenen Willen genöthigt 
werde. Sollte die Frage der Armenangehörigkeit der Beklagten oder 
ihrer öffentlich-rechtlichen Leiſtungen hieraus in der Zeft bis zur Auf⸗ 
hebung der in dieſer Hinſicht noch ſtattfindenden Sonderſtellung der 
Juden thatſachlich irgendwie ſtreitig werden, fo wäre hierüber in 
beſonderem Austrag zu verhandeln und zu entſcheiden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Berufung der Gemeinde auf die Unglltigkelt des Heimatsſcheſues 
(F. 35 © 6.) iſt auch gegenüber dem durch res judienta begründeten 
Heimatrechte zulälſſig. 


Katharina E. wurde im Jahre 1827 in der Gemeinde R. gebo⸗ 
ren, wo ſich ihre Mutter auf der Durchreiſe befand. Letztere, Helene E., 
war mit einem Heimatsſcheine von der Gemeinde N. verſehen und 
kehrte nach vierzehn Tagen mit der Tochter nach N. zurück. Katharina 
E. lebte faſt ununterbrochen bei ihrer Mutter in N., erhielt jedoch, 
als fie im Jahre 1850 von der Gendarmerie zur Erwerbung eines 
} Kur verhalten wurde, einen Heimatsſchein von der Gemeinde 

„der ihr zwar von dein Bürgermeiſter anläßlich ihrer einſtmaligen 
Verſchiebung nach R. im J. 1859 wieder abgenommen wurde, aber 
über Auftrag des Bezirksamtes erneuert werden mußte. Ueber Be⸗ 
ſchwerde der Gemeinde R. gegen dieſen bezirksämtlichen Auſtrag wurde 
von der Statthalterei mit Erlaß vom 21. September 1859, Z. 15837, 
(obgleich vorlag, daß die Katharina C. die Zuſtändigkeit nach R. durch 
einen geſetzlichen Titel nicht erworben habe), entſchieden: die Genannte 
ſei nach R. zuſtändig, weil bei Ertheilung des Heimatſcheines im J. 
1850 an ſelbe eine ſtraſbare Handlung nicht unterlaufen, und die 
Gemeinde zur einſettigen Aufhebung der zugeftandenen Heimatsrechte 
nicht befugt iſt. 

Im Jahre 1869 proteſtirte die Gemeinde R. abermals, ans 
Anlaß der Erneuerung des Heimatsſcheines für die E., unter Beru⸗ 
fung auf den 8. 35 des Heimatsgeſetzes gegen deren Zuſländigkeits⸗ 
anerkeunung, und da ſich die Bezirkshauptmannſchaften M. und 9. 


einer Entſcheidung in merito euthielten, ſpruch die Statthalterei am 
6. Februar 1870 aus: daß die Eutſcheſdung vom Jahre 1859, gegen 
welche die Gemeinde R. nicht recurrirte, läugſt in Rechtskraft erwach⸗ 
ſen ift, daher jetzt nur nach $. 42 des Heimatsgeſetzes vorzugehen ſei. 

Im Mlniſterialrecurſe gegen dieſe Entſcheidung beruft ſich die 
Gemeinde R. auf deu Wortlaut des §. 35 des Heimatsgeſetzes und 
bittet um die Ungiltigkeitserklärung des au die Katharina E. irrig 
ausgeſtellten Heilnatsſcheiues, uachdein die, und zwar ſeit ihrer Geburt 
ununterbrochene, Zuſtandigkeit dieſer Perſon nach N. notoriſch fei, 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 27. März 1870, 
Z. 3983, entſchieden: 

„Nachdem die Statthalterei mit der Entfcheidung vom 21. Sep⸗ 
zeinber 1859, 3. 15837, die Zuständigkeit der Katharina E. in der 
Gemeinde R. nur im Grunde des von dieſer Gemeide der genannten 
Berfon im Jahre 1850 ausgeſtellten Heimatsſcheines ausgeſprochen 
hat, uun aber die Gemeinde R. die Giltigkeit des befagten Heimats⸗ 
ſcheiues unter Berufung auf den 8. 35 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 
1863 anficht, fo wird dem Recurſe der Gemeinde R. gegen die ab⸗ 
lehnende Entſcheldung vom 6. Februar 1870, 3. 1519 — unter 
Behebung diefer Entſcheſdung — Folge gegeben, und angeordnet, daß 
über die Frage inſtanzmäßig eutſchieden werde, ob die Gemeinde im 
Sinne detz 8. 35 des Heimatsgeſetzes vonn 3. December 1863 den 
Beweis erbracht habe, daß bie Katharina E. im Jahre 1850, d. i. 
zur Zelt, als ihr von der Gemeinde R. ein Heimgtsſchein ausgeſtellt 
wurde, iu einer anderen Gemeinde das Heimaksrecht hatte.“ St. 


Zur Charakterſſtir von anf Gewinn berechneten Geſellſchaften: Theilneh⸗ 

meraetieu gegen Verzſufung und Rückzahlung der Einlage ſtud auch dann 

als lediglſche Schuldtitel anzuſehen, wenn die Beſitzer ſolcher Aetien 

bezüglich der Theilnahme au der Berwaltung deu Beſitzern der Gründungs- 
actien (eigentlichen Arttonären) gleichgeſtellt ud. 


Die Statuten einer Ackiengeſellfchaft für „werkthätige Nächſten⸗ 
liebe“ iu B., um deren Genehmigung als „Actlengeſellſchaft“ die 
Gründer beim Minuiſterium des Innern eingeſchritten ſind, enthielten 
folgende Beſtimmungen: 

Das Capital der Geſellſchaft ſoll theils durch Gründungsactien 
per 100 fl. bis zum Maximum von 2000 Stück, theils durch Theil 
nehmungsactien zu 20 fl. bis zum Maximum von 20000 Stück nuf- 
gebracht werden. (Art. 5). Die Gründuugsactien haben gar feinen 
Antheil am Gewinn (Art. 9). Den Theilnehmungsgctien wird jedoch 
eine Verzinſung von 5 pCt., und die Capitals rückzahlung binnen 5 bis 
20 Jahren nach Wahl der Actiouäre zugeſichert (Art. 5, 9, 23 und 
24). Zur Couſtituſrung der Geſellſchoſt ſoll eine Zeichnung von 
30000 ft. Capital ohne Unterſchled, ob in Gründungs- oder Theil⸗ 
nehmungsactien geuügen (Art. 5). Bel der Zeichnung ſollen 40 pet., 
der Reſt ſoll biunen Jahresfeiſt elugezahlt werden. Bezüglich des 
Stimmrechtes werden die Juhaber der Gründungs: und Theilneh⸗ 
mungsackien in der Art gleich gehalten, daß für je 500 fl. Nominal 
eine Stinune geführt wird. 

Nach Art. 1 der Statuten hat die Geſellſchaft den Zweck, katho⸗ 
liſche Unterrichtsauſtalten, vorzugsweſſe Volksſchulen, daun Humanitäls⸗ 
anſtalten zu gründen, und es ſoll nach Art. 27 die Lelkung der im 
Arl, I genannten Schulen und Zulluchtsſtätten womöglich geistlichen 
Orden und Corporatjonen auwertraut werden, 

Das Minifterium des Junern hat über Beſchluß des ſtändigen 
Colites in Vereiusaugelegenhelteu die Amtshandlung nach dem Vereine 
geſetz vom . 1852 mit Entſcheidung vom 19. Mat 1870, Z. 6221, 
abgelehnt. Aus folgenden Gründen: 

„Da den ſogeuannten Theilnehmungsactien eine Hpercentige Ver⸗ 
zinfung und die Rückzahlung der Einlage binnen einer beftimmten Zeit 
zugeſichert wird, können dieſelben nicht als Geſellſchaftsantheile (Actien), 
ſondern nur als Schuldtltel betrachtet werden. 

Es find daher nur die Inhaber der Gründungsaclien als die 
Geſellſchafter anzuſehen, und bei Beurtheilung des rechtlichen Charakters 
der Geſellſchaft nur die Gründungsactjen in Betracht zu ziehen. 

Da nun den Gründungsactien nach Art. 25 der Statuten fein 
Antheil am Gewinne der Geſellſchaſt zukommt, iſt die Geſellſchaft 
überhaupt als eine nicht auf Gewinn berechnete zu betrachten, welche 
gemäß nach §. 2 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867, 
R.⸗G.⸗B. Nr. 134 den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegt.“ 

Sch, 


en! 


Zur Frage der Nachwetjung der Realeigenſchaft eines Gewerbes. 


Barba rn R. hat im Jahre 1889 das Haus Nr. 64 zu N. an⸗ 
gekauft, auf welchem laut Extractes des Grundbuches eine „Back- und 
Schankgerechtigkeit“ haftet, und iſt in Folge deſſen bei der Bezirks⸗ 
hauptmaunſchaft W. um die Geſtattung der Ausübung des bisher 
ruhenden Gaſt⸗ und Schaukgewerbes eingefchritten, wodurch ſie ſich 
ihre Exiſtenz zu verbeſſern hofft. Aufgefordert, die radicirte Eigen ⸗ 
schaft dieſes Gewerbes nachzuwelſen, hat fie lediglich den Grundbuch: 
extrakt beigebracht, ſowje einen Erwerbſtenerſchein. In dem erſteren 
ſiudet ſich die Aumerkung: „Burgrechtshaus ſammt darauf haftender 
Back- und Schankgerechtigkeit.“ Dor letztere weiſt nach, daß für das 
Bäckergewerbe ſeit 1852 die Erwerbſtener gezahlt wurde. 

Weitere Beweiſe für die Realeigenſchaft der zwei Gewerbe bei⸗ 
zubringen, erklärte ſich Barbara R. als ganz neue Beſitzerin außer 
Stande, indem fie die Urkunde hierüber nicht beſitze. Ste ſagt aber 
in ihrer Eingabe jelbft, daß die Schaukgerechtigkeit auf dem Haufe ne 
ausgeübt wurde, ebenſowenig die Bäckerei; für letztere ſei blos die 
Erwerbſteuer bezahlt worden. Endlich bittet fie ihr eventuell ein Gaſt⸗ 
und Schankgewerbe ad personam zu verleihen. 

Der Bezirkshauptmann in W, leitete nun das in der Minifteriale 
Verordnung vom 31. October 1856, R. G. B. Nr. 204, vorgezeich⸗ 
net Verfahren, reſpeelſve die gerichtliche Verſtändigung des früheren, 
noch au der Gewähr geſtandenen, Beſitzers, ſowie der Hypotheken⸗ 
gläubiger ein, und in der That machte Einer der Hypothekengläubiger 
Mathias F. in L. un Intereſſe der Sicherheit feiner Satzpaſten von 
der Berechtigung dieſer Verordunng Gebrauch, indem er geſtützt auf 
das Grundbuch die Anerkennung der Realeigenſchaſt der beiden Gewerbe 
begehrte; irgend welche andere Beweiſe hatle er jedoch nicht beigebracht. 

Die Statthalteref fand ſonach mit der Eulſcheldung vom 
27. December 1869, 3. 12320, den augeblich vabicirten zwei Gewer⸗ 
ben dieſe Eigenschaft abzuſprechen und deren grundbücherliche Löschung 
zu verordnen: „weil der Beweis, daß dieſelben ſeſt 1793 bei dem 
Hauſe Nr. 64 als dazu gehörig eingetragen, oder ſeit 1756 auf 
dieſem Hanſe betrieben worden feien, und daß dleſe Gewerbe ſeither 
ununterbrochen bis auf die dermalige Beſitzerin vereint mit dem Haufe und 
titulo oneroso übergegangen felen, nicht geliefert worden jei, und 
daher ihre Realeigenſchaft nicht anerkannt werden könne.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung reeurrirte nun der Satzgläubiger Mathias F. 
Er behauptet, daß die Eintragung der Gewerbe in das Grundbuch ſchon 
vor 1793 beſtanden habe, weil laut Grundbuchextraktes ſchon anno 
1766 Karl A. und uxor als Back und Gaſtwirth an den Befik geſchrie⸗ 
ben worden feien. Andere Berichte werden auch im Miniſterialrecurſe 
in keiner Richtung beigebracht. 

Mit Miniſterial⸗Entſcheidung vom 9. April 1870, 3. 4584, 
wurde dem Recurſe aus den Gründen der Statthalterei⸗Eutſchendung 
keine Folge gegeben und die Statthalteret beauftragt, die Löſchung der 
zwei gedachten Gewerbe im Grundbuche zu veranlaſſen, und den 
Bezirkshauptmann in W. zu beauftragen, über das von der Barbara R. 
in ihrer Eingube vom 2. Auguſt 1869 alternatin geſtellle Begehren 
um die Verleihung eines Gaſt⸗ oder Schankgewerbes ad personam 
inſtanzmüßig zu eutſcheiden. IE, 


— — 


Titeratur. 


Rechts lexſeon. Herausgegeben unter Mitwirkung vieler nam⸗ 
hafter Rechtsgelehrten vou Dr. Franz von Hoftzendorff. (Erſtes 
Heft enthält, „Abandon — Arniengeſehgebung“) Leipzig, 1870. Duncker 
und Humblot. 

Das Rechtslexicon bildet den zweiten Theil ber von Holhendorff heraus: 
gegebenen „Encyelopäbie der Nechlswiſſenſchaft“. Der erſte Theil des Werkes, 
deſſen wir ſchon gelegentlich erwäͤhut haben, behandelt den Stoff ſyſtematiſch 
nach folgenden Abtheilungen: 1. Recht und Rachtswiſſenſchaft im Allgemeinen, 
2. die geſchichtlichen Grundlagen der deutſchen Rechtsenlwicklung und die 
Rechtsquellen, 3. das Privatrecht und 4. das öffentliche Recht. Letzteres Gebiet 
umfaßt folgende 6 Fächer: Kirchenrecht, Strafrecht, Prozeß, deutſches Berkaſſungs⸗ 
recht, Verwaltungstecht und eucopäifches Völkerrecht. Mir werben auf dieſe, 
das öffentliche Recht behandelnde Abtheilung der Encyelopäbie und insbeſon⸗ 
dere auf die von Prof. Dr. Meier bearbeitete Partie des Verwaltungsxrechtes 
noch eingehender zurücktaumen. 10 

Vom lextcografiſchent Theile liegt uns nun das erſte Heft vor. Dieſe 
Arbeit macht einen ſehr guten Eindruck. Die Lexkralarzikel ſind kreflich ge⸗ 


wählt, kurz und gründlich bearbeitet. Jeder Artikel enthält zunächſt die Bes 
griffsbeſtimmung der jurlſliſchen Terminologie des Wortes, darauf die Angabe 
der hauplſächlichſten Anwendungen eines Rechtsſahes oder Nechtsbegriffes in 
ber Wiſſenſchaft, die Bezeichung der vorhandenen wichtigſten Conkroverſen und 
ihrer literariſchen Vertreter und ſchlletzlich die wichtigsten monografilden Hilfe 
mittel und die sedes materiae in bent poſitiven Recht. Das verlangt man 
eigenlich von einem Lexicon, nicht eine Sammlung umfangreicher Abhandlun⸗ 
gen. Belangend das Gebiet des öffentlichen Rechtes möchten wir aus dem 
vorliegenden Hefte die Artikel; „Agrargeſehgebung“ von O. Gierke und „Ar⸗ 
mengeſetzgebung“ von Gneiſt heroorheben. Als Beiſpiel für die Behandlungs: 
weiſe theilen wir den Artikel „Amendemenl“ von Prof. Dr. John (Göttingen) 
mit, welcher lautet: 

„Amandement“ iſt ein Verbeſſerungsvorſchlag zu einem in einem Bars 
lamiente eingebrachten Autrage (Adreſſe, Reſolution, Geſehes vorſchlag), gleich⸗ 
wohl ob dieſer Antrag von der Staatsregterung oder von Mlliglledern d. 
Hauſes ausgeht. Ausgeilbt wird das Recht, ein A. zu ftellen, von den Mit: 
gliebern des Haules. Unter dem Namen von A. läuft in der parlamentarifchen 
Praxis mit unter, was der Sache nach gar nichl A. iſt, woraus ſich dann für 
die geſchäftliche Behandlung, namentlich; jür die Frageſtellung, Schwierigkeiten 
und Unzuträglichkeiten, To namentlich die Debatten über die Frageſtellung, ev: 
geben. Wirkliche A. ſind nur folgende drei: 1) don den Worten eines Antrages 
einzelne, jedoch nicht alle Worte fortzulaſſen; 2) ben Worten eines Aulrages 
einzelne hinzuzufügen ; 3) von den Worten eines Antrages einzelne, jedoch nicht 
alle fortzulaſſen, und an Stelle ber forkgelaſſenen andere Worte zu ſehen. 
Nehmen wir an, ein Antrag enthalte bie Worte a. b. e, d. e.. fo können die 
A. ſolgendermaßen lauten. 1) die Worte b. 6, Jortzulaflen; 2) die Worte f g. 
an irgend einer zu bezeichnenden Stelle hinzuzufügen; 3) die Worte b. c. fort: 
zulaſſen und an deren Stelle die Worte k. g. zu fehen. Rehmen wir weiter 
an, es ſeien dle oben als Worte eines Antrages gefehten Zelchen die Zuſaß⸗ 
worte eines U, geweſen, fo würde ein ſolches A. in gleicher Welſe amendirt 
werden können, wie auch ein Antrag amendirt werden kann (Unter). Wird 
nun immer zu einer und derſelben Zelt nur über einen Antrag dlscutirt, zu 
dieſem Antrag ein zweiles A. nicht früher zugelaffen, als bis das erfle erlevigt 
zu einem A. ein zweites Unter⸗A. nicht früher zugelaſſen, als bis über das 
erſte entſchiebden iſt; wird dann über das Unter⸗A. zuerſt, ſodann über das 
Unter⸗A. amendirte A., enblich über den amendirten Antrag abgeſtimmt, fo 
können Zweifel über den Abſtimmungsmodus nicht entſtehen. Wären zu einem 
A. mehrere Untere A, geſtellt, jo wird über jedes derſelben geſondert zu discu⸗ 
Aren und abzuftimmen fein. Als Reſultat ergäbe ſich dann die Feſtſtellung 
ernes Haupk⸗A. Und in ähnlicher Weiſe ift zu verfahren, wenn zu einem Ans 
trage mehrere U. geſtellt find. Wenn ein A. daein beſteht, daß von den Mor: 
ten eines Antrages einzelne fortgelaſſen werden ſollen, fo kann ohne förmliche 
Stellung des durch den Antrag auf Teilung der Frage das gleiche Reſul⸗ 
tat erreicht werden. Ueber denjenigen Theil der Frage, welcher fachlich das 
A. enthält, iſt dann zuerſt abzuſtimmen. Die Conſequenzen für bie Theilung 
der Frage in denjenigen Fällen, in welchen dieſelbe bei den verſchlebenen Ur: 
ten des A. vorkommen kann, ergeben ſich von ſelbſt, Immer ober wird ftatt ber 
Theilung der Frage auch das A. ſelbſt geſtelll werden können. Unter dem 
Namen von A. gehen aber auch ſelbſtändige Anträge, namentlich präjudielelle 
Anträge — z. B. das „A. lüber den Geſegesvorſchlag erſt nach 6 Monaten zu 
biscuttten. Ein ſolches ſog. A. iſt geſchäftlich als präfudicieller Antrag zu bes 
handeln, d. h. es muß erledigt fein, ehe die Discuſſion des Antrages, dem 
durch ein ſolches A. präjudicirt werden ſoll, beginnen kann. Ebenſo bezeichnet 
man wohl als A. einen vollſtändigen Gegenantrag — d. h das Aulſtellen 
nicht blos des A., ſondern des amendirten Antrages — der einem ande: 
ren bereits geſtellten An trage gegenübergeſtellt wird. Wird ein folder Gegen: 
antrag, weil er als A. bezeichnet iſt, mit dem Hauptankrage zu gleicher Zeit 
behandelt. jo wird eine earrecte geſchäftliche Behandlung dadurch unmoglich 
gemacht. Das Recht des Amendirens ist unbeſchränkt. Es kann dasselbe daher 
auch zu bloßen Redactians⸗Aenderungen benutzt werden. Richliger iſt es wohl, 
wenn bie parlamentariſchen Verſammlungen — abgeſehen von den Berathun: 
gen in Commiſſionen — ihre A. ausſchließlich auf princlpiell entſcheidende 
Punkte richten, da ein ganzer parlamentariſcher Körper nicht gut redigiren kann. 
Damit ein A. überhaupt zur Discuſſion gelange, schreiben die parlamentari⸗ 
ſchen Geſchüftsordnungen vor, daß dasſelbe von einer beſtimmlen Anzahl von 
Mitgliedern — bie gewöhnlich größer iſt, als die Zahl derer, welche zur Uns 
terſtützung eines Antrages geſorderl werden — unterftüht fein müſſe. 
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Berjounlion 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Maſeſtat haben die bei der Direelion für administrative Stotiſilk 
erledigte Wicedirectorsltelle dem Hoffeeretär diefer Pırection Joſef Roſſiwall 
und die dadurch erledigte Hoffecretfiäftelle denn Hofcontipiſten dieſer Direcllon 
Sultan Schimmer verliehen. 

Se. Maſeſtat haben die beim oberjien gechnungshofe für die im Heide: 
zathe vertretenen Königreiche und Länder erledigten drei Hoflecretärsitetlen dam 
Statthaltereitaibe und Vorſtand des Nechnungs⸗ Departements in Brunn Josef 
Freſh. v. Lichtenthurn, ferner dem mit Titel und Charakter eines 
ferxetära bekleideten Rechnüngsralhe Filißp Walter und dem Rechnungarath 


Anton Wagner verliehen. Gleichzeitig Haben Se. Majeſtäl den beiden rang: 
alteſten Hofſecretgren, Negierungsrathe Friedrich Fiſch er und Slorthaltereiralſe 
Joſef Breih. v. Luchtenthurn den Zitel und Charakter eines Scclionsralhes 
darfrei bemiliget. 

Se. Majeſſat haben den Hofgablmeiiter Se. kaif. Hohell des Seren Exyher- 


zogs Albrecht, Anton Pohl, das Mtterkreu des Franz Joſeſs⸗ Org 

Se. Majeſlat haben den Officſal im neniehrfegalikiogen Minijtermn des 
Arußern Alſred Garzarolli Edlen o. Thurnlack den Titel und Charakter 
eines Negiſtraturs⸗Direettonsadjuncten taxfrei verliehen. 
Se. Maſeſicl haben dem penſionirten Holvathe im Minlſtenum des kai. 
Faufes und des Aeußern Joſef Eis!, als Hitler des Leopoldordens, den 
Witterftand verliehen 

Se. Majehtät haben dem Sectionsvathe im Miniflerium fur Cultus und 
Unterricht Alois Hermann, als Nikter des Ordens der eiſernen Krone dritter 
Claſſe, den Ritterſtand verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Hofrathe der Statthalterel in Prag Franz Lauf: 
berger das Ritterkreuz des Leopolbortens tarftei verliehen. 

Se. Maſeſtät haben den mit dem Titel und Range eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Stalthaltereirath zweiter Klaſſe Wenzel Rifler Rieger v. Mivgers- 
hoſen zum Gtatihalterei-Wicepräfibenten, den wit dem Titel und Charakter 
eines Slatthaltereiraches bekleideten Bezukshauptmann erſter Claſſe Gregor 
Fiege den Bezirkshauptmann erſier Elaſſe Mathias Rotky zu Statt: 


s verliehen 


halterelralhen zweiter Claſſe bei der Statthalterei iu Prag ernannt. 

Ss, Maſeſtät haben den Sectlonsrach Albert Felner von ber Arl 
zum wirklichen Sectſonsralhe um ne ere ernannt. 

Se. Maſeſtät haben dem auf eine Etatthaltereiconeipiftenitelle eingereih⸗ 
ten Etatthaltereifecretär der Stattholterei in Prag Joſef Schenz den Titel eine 
Stalthaltereirathes, und dem Statthaltereiconeipiiten Karl M e den Titel 
eines Bezirkshauptmannes larfrei verliehen. 

Der Leiter des Miniſteriums für Cullus und Unterricht bat den Schulz 
director in Ellbogen Wenzl Schwab zum WBezirksſchulinſpeclor für den Veſirk 
Falkenau ernannt 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 


Alfiltentenftelle bei der Lehrkanzel der Chirurgie an der Univerſität in 
msbrud, Gehalt 400 fl. 5. W. gleichzeitig für bie Dienfte des Secundararztes 
eine Remuneraflon per 105 fl. und von der Kommune eine Natural Wohnung 
bis 20. Juni 1. J. (Amtsblatt Ni. 126) 

Wauofficialsſtelle I. Elaſſe für die Ried-Entwäſſerung im Deutſchbanater 
Grenz⸗Regimente und Tiller Bataillon, Gehalt 714 fl. ö. W., Quarttergebühr 
nach ber X. Digten⸗Claſſe ze, bis Ende Juni 1. J. (Nuntsblatt Nr. 196.) 

Maupracklkantenſtelle bei der Bukowinger Landesregierung, Gehalt 400 fl. 
6. M. bis 15. Juli 1870 (Amtsblatt Nr. 126.) 

Arztesſtelle proviſor. beim k. k. Stagksgeſtüte zu Radautz Gehalt 600 fl. 
Nane Wem bis 15. Juni l. J. (Amtsblatt Nr. 127.) 

Concepfspractikantenſtelle bei der Poffhirechton in Wien, Adjutum 400 fl. 
bis 1. Juli l. J. (Amtablalt Rr. 127.) 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernuumt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beſorgt NMieht-Vorräthiges untgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 


Hochachtungsvoll 


Moritz Perles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Moritz Perles in Mien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


